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Der Besuch des israelischen Premierministers Benjamin Netanjahu in Großbritannien (und
Deutschland) fand zu einer Zeit statt, in der die Brutalität des israelischen Apartheidstaates einen
weiteren Höhepunkt erreicht. Im Jahr 2023 wurden bisher mindestens 83 Palästinenser:innen von
den israelischen Verteidigungskräften (IDF) und verschiedenen bewaffneten Siedler:innengruppen
getötet.

Die Gewalt geht einher mit Angriffen der israelischen Regierung auf die vermeintlich demokratische
Verfassung des Landes, einschließlich der Unabhängigkeit der Justiz.

Diese miteinander verknüpften Faktoren haben zu einem Aufschwung des Widerstands gegen den
israelischen Staat sowohl in der israelischen als auch in der palästinensischen Bevölkerung geführt.
Sie haben auch zu einem ungewöhnlichen Anblick auf den Straßen Londons geführt –
Menschenmassen von israelischen und palästinensischen Demonstrant:innen, die gegen einen
gemeinsamen Feind demonstrieren – wenn auch mit deutlich unterschiedlichen Slogans.

Entwicklung seit Jahresbeginn

Nach dem Massaker vom 26. Januar in Dschenin führten israelische Streitkräfte am 6. Februar eine
Razzia in Jericho durch, bei der fünf Palästinenser:innen getötet wurden und die zu Massenprotesten
führte. Am nächsten Tag ermordeten IDF-Kräfte einen 17-jährigen Palästinenser. An Reaktion darauf
rammte am 10. Februar ein palästinensischer Autofahrer sein Fahrzeug in eine Menschenmenge, die
an einer Bushaltestelle in Jerusalem wartete; drei israelische Zivilist:innen starben dabei. Vier Tage
später führten israelische Streitkräfte eine Razzia in einem Flüchtlingslager in der Nähe der
palästinensischen Stadt Tubas durch, bei der ein palästinensisches Kind getötet wurde.

Am 22. Februar verübten die IDF ein weiteres Massaker, diesmal in der Stadt Nablus im
Westjordanland, bei dem 11 Einwohner:innen getötet und mehr als 100 verwundet wurden. Am 26.
Februar eröffnete ein Palästinenser an einer Verkehrskreuzung das Feuer und brachte zwei
israelische Siedler:innen um.

Stunden später randalierten mehr als hundert israelische Siedler:innen in palästinensischen Dörfern
in der Umgebung von Nablus, was die palästinensischen Behörden als „Pogrom“ bezeichneten. Bei
dem Angriff wurden Häuser, Geschäfte und Autos in Brand gesetzt, 390 Zivilist:innen verletzt und
Samih al-Aqtash, ein Vater von fünf Kindern, erschossen. Dorfbewohner:innen berichteten, dass IDF-
Kräfte anwesend waren und nichts unternahmen, um sie zu stoppen. Am nächsten Tag wurden
Hunderte weiterer israelischer Truppen in das Westjordanland entsandt.

Ein weiterer Angriff von israelischen Siedler:innen ereignete sich am 6. März in Huwara, als sie eine
palästinensische Familie mit Steinen und einer Axt  attackierten. Am 7. März folgte ein weiterer
israelischer Überfall in Dschenin.

Am 8. März zeigte ein Generalstreik in den palästinensischen Städten Nablus, Dschenin und
Ramallah das Ausmaß der Empörung der Arbeiter:innenklasse über die Gewalt. In der darauf
folgenden Woche, am 9. und 16. März, fanden jedoch zwei weitere israelische Razzien statt.
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Die zunehmende Gewalt, die nicht nur von offiziellen staatlichen Kräften, sondern auch von
bewaffneten Siedler:innenbanden ausgeht, weist alarmierende Ähnlichkeiten mit der Art von
staatlich geförderter Gewalt auf, die die jüdische Bevölkerung in Europa im 20. Jahrhundert erleben
musste und die im Holocaust gipfelte. Dies spiegelt sich auch in dem wütenden
antipalästinensischen Rassismus wider, den die derzeitige israelische Regierung an den Tag legt.

Das Argument, dass das Pogrom und andere Gewalttaten von Siedler:innen gegen
Palästinenser:innen in irgendeiner Weise durch die israelische Wut über palästinensische Terrorakte
gerechtfertigt oder zumindest milder beurteilt werden müssen, kann leicht zurückgewiesen werden.

Die Gewalt der Unterdrückten gegen ihre Unterdrücker:innen kann in keiner Weise mit der Barbarei
der militärischen und zivilen Besatzungstruppen gleichgesetzt werden. Revolutionäre
Kommunist:innen müssen an der Seite der palästinensischen Widerstandsbewegung und der
arbeitenden Massen in ihrem Kampf gegen den rassistischen israelischen Siedler:innenkolonialstaat
stehen, während sie gleichzeitig die Ideologie, Strategie und Taktik der Führerung der Bewegung
schonungslos kritisieren.

Verfassungskrise

Es ist klar, dass sich Israel unter der mit Rechtsextremen besetzten Regierung Netanjahu auf ein
unverhohlen autoritäres Regime zubewegt, nicht nur für seine palästinensischen, sondern auch für
seine jüdischen israelischen Bürger:innen. Auch wenn es sich nicht, wie manche behaupten, um
einen faschistischen Staat handelt, sind die jüngsten Schritte zur Beschneidung der
verfassungsmäßigen Befugnisse des Obersten Gerichtshofs bedrohlich.

Solche Schritte entlarven weiter die Falschheit der Behauptung, Israel sei seit seiner Gründung eine
„liberale Demokratie“. Wie kann dies der Fall sein, wenn es Millionen von Palästinenser:innen, die in
den besetzten Gebieten und Flüchtlingslagern an den Grenzen Israels leben, systematisch
elementare demokratische Rechte verweigert? Deren Aushöhlung für jüdische Israelis ist letztlich
eine unvermeidliche Folge eines solchen Regimes.

Der Aufstieg des extremistischen jüdisch-israelischen Nationalismus innerhalb des israelischen
Staatsapparats und die derzeitige Vorherrschaft rechter Demagog:innen in der Exekutive spiegeln
den Vormarsch einer virulenten Ideologie innerhalb der Siedler:innenbevölkerung selbst wider.

Die jüdische Vorherrschaftsideologie von Regierungsmitgliedern wie Sicherheitsminister Itamar
Ben-Gvir und Finanzminister Bezalel Smotrich ist in hohem Maße repräsentativ für die
Mehrheitsmeinung in den illegalen israelischen Siedlungen im besetzten Westjordanland.

Dies wiederum hat seine materielle Grundlage in der Segregation und Unterdrückung der
Palästinenser:innen innerhalb des Apartheidstaates und dem zunehmenden palästinensischen
Widerstand gegen diese Unterdrückung.

Die offensichtliche Brutalität und der Autoritarismus des neuen Regimes schaffen jedoch einen
Widerspruch zwischen den wütenden zionistischen Kräften in Israel, deren Annäherung an eine
pogromistische Politik gegenüber den Palästinenser:innen immer deutlicher wird, und den liberalen
Zionist:innen sowohl in Israel als auch in Großbritannien, der EU und den USA, den wichtigsten
imperialistischen Unterstützer:innen des Regimes.

Diese liberalen zionistischen Kräfte wollen ihre Verteidigung Israels als demokratischen Staat
rechtfertigen – eine Propaganda, die mit jeder neuen Gräueltat des Regimes zunehmend
diskreditiert wird.



Innerer Widerspruch des liberalen Zionismus

Darin spiegelt sich ein tieferer Widerspruch zwischen der angeblich befreienden Ideologie, dem
jüdischen Volk eine sichere „Heimat“ zu bieten, und der brutalen Realität, ein ganzes Volk aus
seinem eigenen Land zu vertreiben und es neu zu besiedeln. Dieser Zwiespalt verursacht enorme
Probleme für die westlichen Unterstützer:innen des Zionismus, die versuchen, die Herzen und Köpfe
der Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Ländern zu gewinnen.

Diesen gelingt es in der Regel, große Teile dieser Arbeiter:innenschaft in eine stillschweigende
Unterstützung der liberal-zionistischen Ideologie einzulullen, solange die Brutalität des israelischen
Staates von den Medien und Politiker:innen verdeckt wird. In Großbritannien ist der liberale
Zionismus in den letzten Jahren in die politische Offensive gegangen, nachdem seine Behauptungen
über weit verbreiteten Antisemitismus eine wichtige Rolle bei der erfolgreichen Zerstörung der
Corbyn- und der wirksamen Unterdrückung der BDS-Bewegung gespielt haben. In Deutschland
wurde die „bedingungslose Solidarität“ mit Israel zu einem Bestandteil der Staatsräson, der sich
letztlich auch die Linkspartei unterordnet.

Die offenen Angriffe des israelischen Staates auf die rechtsstaatliche Demokratie und eine sich
dagegen entwickelnde Protestbewegung eines großen Teils der jüdischen israelischen Bevölkerung,
einschließlich der Weigerung von IDF-Reservesoldat:innen, ihren Dienst zu verrichten, wurden
bisher strikt im Rahmen einer liberalen, rechtsstaatlich-demokratischen Bewegung durchgeführt,
die Palästinenser:innen von einer wirksamen Beteiligung ausschließt und auch palästinensische
Flaggen bei Demonstrationen in Israel verbietet.

Die linkszionistische Ideologie der Protestbewegung verengt ihren politischen Horizont und schließt
die Perspektive der Einheit mit den Millionen von unterdrückten und enteigneten
Palästinenser:innen aus. Obwohl 200.000 linkszionistische Demonstrant:innen gegen die
Verfassungsreform auf die Straße gingen, kamen nur 1.000 jüdische Israelis, um gegen das Pogrom
vom 22. Februar zu protestieren.

Während Sozialist:innen diesen mutigen Demonstrant:innen ihre Solidarität bekunden sollten, ist
dies nur ein Anfang. Israelische und palästinensische Sozialist:innen müssen dringend Solidarität
mit den Arbeiter:innen und Jugendlichen ausüben, die in der Netanjahu-Regierung und den
Siedler:innenpogromen einen gemeinsamen Feind erkennen. Wenn eine neue Intifada wächst,
braucht sie internationalistische israelische Unterstützung und breite internationale
Rückendeckung, insbesondere im imperialistischen Europa und den USA. Nur so können die
Fundamente des Apartheidstaates untergraben und das Ziel eines binationalen, demokratischen,
sozialistischen Palästinas realisierbar werden.

Der palästinensische Widerstand

Die zunehmende Repression durch die israelischen Streitkräfte ist Teil einer Kampagne mit der
offiziellen Bezeichnung „Break the Wave (Wellenbrecher)“, die Massenverhaftungen und Tötungen
in Städten des Westjordanlands vorsieht, die als Zentren des palästinensischen Widerstands bekannt
sind und sich insbesondere gegen bewaffnete Gruppen wie die al-Quds-Brigaden des
Palästinensischen Islamischen Dschihad (PIJ) und die al-Aqsa-Märtyrer:innenbrigaden der Fatah
richten.

Obwohl die Kampagne darauf abzielt, den Widerstand zu brechen, hat sie in Wirklichkeit den
gegenteiligen Effekt, indem sie den Widerstand gegen die Besatzung innerhalb Palästinas verstärkt.
Bei der Beerdigung von palästinensischen Kämpfer:innen, die bei der israelischen Razzia in
Dschenin am 7. März getötet wurden, war die Zahl der bewaffneten Menschen auffallend hoch, und



die Fahnen der verschiedenen Fraktionen der Widerstandsbewegung waren miteinander vermischt.

Diese Gruppierungen organisieren den bewaffneten Widerstand gegen den israelischen Staat, aber
auch gegen ihre Kollaborateur:innen, die Palästinensische Autonomiebehörde (PNA), die es seit
fünfzehn Jahren nicht gewagt hat, Wahlen auszurufen. Die Anwesenheit von Kämpfer:innen, die
nominell mit der Fatah, der dominierenden Gruppierung in der PNA, verbunden sind, zeigt, dass
sich die Spaltung in ihren Reihen vertieft.

Während die Zahl der Todesopfer durch die Gräueltaten der israelischen Streitkräfte und der zivilen
Siedler:innen steigt, sind die Mitschuld der Palästinensischen Autonomiebehörde an der
Unterdrückung des palästinensischen Volkes und ihre Unterwürfigkeit gegenüber dem israelischen
Staat für viele in der Widerstandsbewegung deutlich geworden.

Obwohl die Palästinensische Autonomiebehörde ursprünglich nur als Übergangsregierung für einen
Zeitraum von fünf Jahren vor der Gründung eines unabhängigen palästinensischen Staates gedacht
war, hat sie fast drei Jahrzehnte nach der Unterzeichnung der Osloer Abkommen nichts getan, um
die politischen und gesetzlichen Rechte der palästinensischen Bürger:innen zu fördern – im
Gegenteil, der Lebensstandard der Palästinenser:innen ist weiter gesunken.

Israel hat seine Apartheidpolitik weiter vertieft, und der israelische Staat, der schon immer auf den
Grundsätzen des Kolonialismus beruhte, hat sich selten so offen entschlossen gezeigt, die
Zerstörung der Palästinenser:innen als souveräne nationale Gemeinschaft, die in ihrem eigenen
Land lebt, zu vollenden. Da es der PNA nicht gelungen ist, nennenswerte Verbesserungen für die
eigene Bevölkerung zu erreichen, ganz zu schweigen von der utopischen Zwei-Staaten-Lösung, hat
sie ihre politische Autorität innerhalb der Widerstandsbewegung verloren, während die
Aktivist:innen nach wirksamen Antworten auf ihre brennenden Probleme suchen.

Damit die PNA ihre relativ privilegierte Stellung durch die Zusammenarbeit mit der israelischen
Regierung aufrechterhalten kann, muss sie sich als legitimer politischer Ausdruck des
palästinensischen Volkes darstellen. Ihre Fähigkeit, dies zu tun, wird durch die Entwicklung einer
unabhängigen Widerstandsbewegung bedroht, die sie nicht kontrollieren kann. Sie muss daher mit
allen Mitteln gegen die unabhängige Organisation des palästinensischen Bevölkerung vorgehen.

Die israelische Militärkampagne hat keineswegs „die Welle gebrochen“, sondern im Gegenteil die
Woge des Widerstands noch verstärkt, da überall in den besetzten Gebieten neue „Brigaden“ von
palästinensischen Widerstandskämpfer:innen entstanden sind. Diese unterscheiden sich jedoch
deutlich von den Gruppierungen, aus denen sich die bewaffnete Widerstandsbewegung in jüngster
Vergangenheit zusammensetzte. Die Brigaden stützen sich nicht auf eine bestimmte religiöse
Ideologie, sondern sind in lokalen Gemeinschaften wie Dschenin, Nablus und Tubas verwurzelt.

Veränderung der Kräfte

In Nablus war eines der populären Gesichter der bewaffneten palästinensischen
Widerstandsbewegung der 19-jährige Ibrahim al-Nabulsi, ein Kämpfer der al-Aqsa-
MärtyrerInnenbrigaden, der als „Löwe von Nablus“ bekannt war. Er wurde am 9. August getötet und
wurde zum Symbol für eine neue bewaffnete Widerstandsgruppe, die als „Höhle des Löwen“
bekannt ist und durch die die wachsende Wut ihren politischen Ausdruck findet.

Diese Bewegung, die ausdrücklich dazu aufruft, dem Fraktionsdenken innerhalb der
Widerstandsbewegung ein Ende zu setzen, steht offenbar nicht unter der Kontrolle der traditionellen
Fraktionen des palästinensischen Widerstands, was für Israel sehr gefährlich ist, da es selbst die
Fähigkeit der Palästinensischen Autonomiebehörde, als Gendarm im Westjordanland zu agieren,



unerbittlich untergräbt.

In allen palästinensischen Vierteln in den besetzten Gebieten finden sich jetzt die Insignien der
Löwenhöhle. Eine kürzlich vom Palästinensischen Zentrum für Politik- und Umfrageforschung
durchgeführte Meinungserhebung ergab, dass 72 % aller Palästinenser:innen die Gründung weiterer
bewaffneter Widerstandsgruppen im Westjordanland unterstützen, 79 % die Auslieferung von
Militanten an die PA-Kräfte ablehnen und 87 % die Vorstellung zurückweisen, dass die PA das Recht
hat, Verhaftungen vorzunehmen.

Die Parole der Einheit, die von der Höhle des Löwen ausgegeben wurde, ist richtig. Die Koordination
zwischen den verschiedenen Fraktionen des Widerstands wird entscheidend sein, um einen
wirksamen Kampf gegen die israelische Offensive zu führen. Die derzeitigen Anzeichen deuten
darauf hin, dass es im Westjordanland zu einem bewaffneten Massenaufstand kommt, wie er seit der
Zweiten Intifada von 2000 – 2005 nicht mehr stattgefunden hat.

Was jedoch die gegenwärtige Situation von diesem früheren Kampf unterscheidet (abgesehen von
der enormen Verschärfung der Unterdrückung und des Landraubs in den dazwischen liegenden
Jahren), ist die politische Position der PNA. Während der Zweiten Intifada unterstützten ihre
Sicherheitskräfte den Aufstand, und die PNA genoss in der gesamten palästinensischen Gesellschaft
noch breite Unterstützung. Da die PNA nun rundum diskreditiert ist, da sie nicht mehr in der Lage
ist, auch nur symbolischen Widerstand gegen die Besatzung zu leisten, wird sich die Dritte Intifada
stattdessen auf die Basisorganisation der palästinensischen Bevölkerung selbst stützen müssen.

Welche Führung, welche Strategie?

Leider sind sowohl die palästinensischen als auch die israelischen Arbeiter:innenmassen von
schädlichen Ideologien beeinflusst, die die Entwicklung ihrer Bewegung zu einer wirklich
selbstbewussten sozialistischen behindern, die in der Lage ist, den zionistischen Apartheidstaat zu
stürzen und eine säkulare, sozialistische demokratische Republik in Palästina zu errichten.

Auf der jüdischen Seite hindert die reaktionäre Ideologie des Zionismus selbst jene jüdischen
Arbeiter:innen, die die Brutalität ihrer eigenen Regierung erkennen, daran, eine konsequente
befreiende Politik zu vertreten.

Auf palästinenischer Seite führt die schein-radikale, aber reaktionäre Ideologie des Islamismus dazu,
dass die Widerstandsbewegung unter den Einfluss religiöser Fanatiker:innen gerät und in
dschihadistische und individualterroristische Taktiken abgleitet, die eine Entfremdung breiter
Bevölkerungsschichten zur Folge haben und auch zum „Märtyrer:innentod“ der entschlossensten
Kämpfer:innen führen.

Während wir unsere volle Unterstützung und Solidarität mit dem berechtigten Widerstandskampf
der Palästinenser:innen zeigen müssen, muss die Arbeiter:innenklasse ihre politische
Unabhängigkeit von diesen Führungen erringen und die Fehler ihrer Strategie aufzeigen, um die
Massen von ihren Ideologien zu lösen und den Weg für die Entwicklung einer wirklich
sozialistischen Massenbewegung der palästinensischen und israelischen Arbeiter:innenklassen zu
öffnen.

Wir müssen die Perspektive einer gemeinsamen revolutionären Partei für ganz Palästina aufzeigen,
die die palästinensischen Arbeiter:innen mit dem fortschrittlichsten Teil der israelischen
Arbeiter:innen hinter einem gemeinsamen Programm für den Sturz des israelischen kapitalistischen
Staates und seine Ersetzung durch eine gemeinsame säkulare, demokratische, sozialistische
Republik Palästina, in der alle Bürger:innen gleiche Rechte haben, vereint – als Teil der Vereinigten



Sozialistischen Staaten des Nahen Ostens.


